
lungsverfahren erteilt nur der Staatsanwalt, im Haupt­
verfahren nur das Gericht Weisungen über den Vollzug 
der Untersuchungshaft.

Die Aufhebung des Haftbefehls vor Anklageerhebung 
auf Antrag des Staatsanwalts (§ 150) und die Aufhebung 
beim Wegfall der Voraussetzungen, insbesondere beim 
Freispruch des Beschuldigten (§ 148 Abs. 1), sind wie 
im bisherigen Recht geregelt. Die früheren Vorschriften, 
nach denen beim Freispruch die Einlegung eines Rechts­
mittels durch den Staatsanwalt „die Freilassung nicht 
verzögern darf“ — eine Vorschrift, die den Staatsan­
wälten und Rechtsmittelgerichten in der Praxis viel 
Kummer bereitet hat —, sind zur Klärung aller auf- 
getauchten Zweifel jetzt dahin geändert worden, daß 
der Staatsanwalt in solchen Fällen den Angeklagten 
erneut vorläufig festnehmen kann, wenn er binnen 
24 Stunden gegen das freisprechende Urteil „Protest“ 
(dies ist die neue Bezeichnung des Rechtsmittels des 
Staatsanwalts) einlegt und zugleich beim Rechtsmittel­
gericht den Erlaß eines neuen Haftbefehls beantragt; 
in diesem Fall hat das erstinstanzliche Gericht die 
Akten sofort dem Rechtsmittelgericht vorzulegen (§ 148 
Abs. 2).

Die Voraussetzungen für die einstweilige Unterbrin­
gung eines Menschen, dessen baldige gerichtliche Ver­
urteilung zur Unterbringung in einer Heil- und Pflege­
anstalt wahrscheinlich ist — „Unterbringungsbefehl“ —, 
der Vollzug des Unterbringungsbefehls und seine Auf­
hebung sind im § 151 wie im alten Gesetz geregelt.

Was die „vorläufige Festnahme“, die unverzügliche 
Vorführung des Festgenommenen vor das Gericht und 
die spätestens am Tage nach der Vorführung durch­
zuführende richterliche Vernehmung und Entscheidung 
über Haftbefehl oder Freilassung angeht (§§ 152, 153, 
154), so sind insoweit gegenüber dem bisherigen Rechts­
zustand keine wesentlichen inhaltlichen Änderungen 
eingetreten. Nach wie vor gelten bezüglich der vor­
läufigen Festnahmen ergänzend die Anordnungen, die 
der Generalstaatsanwalt auf Grund des Ministerrats­
beschlusses vom 27. März 1952 in der Rundverfügung 
Nr. 7/52 vom 31. März 1952 getroffen hat:

„Grundsätzlich ist für eine vorläufige Festnahme 
durch Untersuchungsorgane eine schriftliche An­
ordnung erforderlich, die vom Kreisstaatsanwalt, 
vom Leiter der Abteilung K des Volkspolizeikreis­
amtes, vom zuständigen Dienststellenleiter des Mi­
nisteriums für Staatssicherheit oder von einer den 
Genannten Vorgesetzten Dienststelle ausgestellt 
werden muß. — Einer solchen schriftlichen Fest­
nahmeanordnung bedarf es nicht, wenn der Täter 
auf frischer Tat betroffen oder verfolgt wird, oder 
wenn nach dem Festzunehmenden gefahndet wird.“

Daß der Erlaß eines Steckbriefes auf Grund eines 
richterlichen Haft- oder Unterbringungstefehls heute 
ausschließlich Sache des Staatsanwalts, bei Entweichung 
eines Gefangenen auch Sache des Untersuchungsorgans 
ist (§ 155), wurde bereits erwähnt.

Das Bestreben des Gesetzgebers, im Interesse der 
Wahrung der sozialistischen Gesetzlichkeit sehr strenge 
und genaue Vorschriften über die im Ermittlungsver­
fahren zu beachtenden Formen zu geben, zeigt sich 
besonders klar auch an den Bestimmungen des fünften 
und letzten Abschnitts des Kapitels über das Ermitt­
lungsverfahren. Dieser Abschnitt, der die Überschrift 
„ A b s c h l u ß  d e s  E r m i t t l u n g s v e r f a h r e n s “  
trägt (§§ 157 bis 170), präzisiert den Abschluß des Verfah­
rens ebenso, wie der Beginn des Ermittlungsverfahrens 
im zweiten Abschnitt des Kapitels (vgl. § 106) festgelegt 
worden ist. Es wird genau zwischen der abschließen­
den Tätigkeit des Untersuchungsorgans (§§ 157 bis 162) 
und der des Staatsanwalts unterschieden (§§ 163 bis 169).

Das Untersuchungsorgan hat nach Abschluß der 
Untersuchung seine „abschließende Entscheidung“ zu 
treffen. Diese abschließende Entscheidung kann nach 
§ 157 die „Einstellung“ oder die „vorläufige Einstellung“ 
des Ermittlungsverfahrens oder die „Übergabe der 
Akten an den Staatsanwalt“ zum Inhalt haben.

Die Möglichkeit, daß unter gewissen Voraussetzungen 
das Strafverfahren durch die Untersuchungsorgane ein­
gestellt werden kann, ist für das deutsche Strafver­
fahrensrecht etwas völlig Neues. Der Gesetzgeber hat 
diesen Schritt getan im Interesse der Entlastung des 
Staatsanwalts zugunsten seiner anderen großen Auf­

gaben, die ihm durch den Beschluß des Ministerrats 
vom 27. März 1952 und durch das Staatsanwaltschafts­
gesetz vom 23. Mai 1952 übertragen worden sind. Er 
hat ihn auch getan im Vertrauen auf die hohe Qualität 
unserer Untersuchungsorgane. Es wird zukünftig bei 
der Ausübung der Aufsicht über die Tätigkeit der 
Untersuchungsorgane (§ 97), insbesondere bei der all­
monatlichen Kontiolle an Ort und Stelle (vgl. III 6 der 
Rundverfügung Nr. 8/52 des Generalstaatsanwalts vom 
31. März 1952), Aufgabe des Staatsanwalts sein, 
nachzuprüfen, ob das Untersuchungsorgan von seiner 
gesetzlichen Befugnis der Verfahrenseinstellung einen 
richtigen Gebrauch gemacht hat.

Das Untersuchungsorgan darf eingeleitete Verfahren 
selbständig dann einstellen, „wenn der festgestellte 
Sachverhalt weder ein Verbrechen noch eine Über­
tretung ist“, sowie dann, „wenn festgestellt ist, daß 
nicht der Beschuldigte das Verbrechen oder die Über­
tretung begangen hat“ (§ 158 Abs. 1). Der letzterwähnte 
Fall ist klar: Steht fest, daß das den Gegenstand des 
Verfahrens bildende Verbrechen oder die Übertretung 
nicht von dem in diesem Verfahren Beschuldigten, son­
dern von einem anderen begangen worden ist, dann 
kann das Untersuchungsorgan das Verfahren gegen den 
Beschuldigten — „wegen erwiesener Unschuld“ — ein­
stellen; anders ist es, wenn Zweifel an der Täterschaft 
des Beschuldigten bestehen: in diesem Falle ist nur der 
Staatsanwalt zur Einstellung berechtigt (§ 164 Abs. 1 
Nr. 3). Die Möglichkeit der Einstellung, wenn der fest­
gestellte Sachverhalt weder ein Verbrechen noch eine 
Übertretung ist, bedeutet für das Untersuchungsorgan 
ein außerordentlich umfassendes Einstellungsrecht, das 
nach dem Inkrafttreten des neuen Strafgesetzbuchs auch 
all die Fälle in sich schließen wird, die bis dahin als 
staatsanwaltschaftliche „Einstellungen wegen Gering­
fügigkeit“ im § 153 der alten Strafprozeßordnung ge­
regelt sind — eine Vorschrift, die nach § 1 Abs. 2 des 
Einführungsgesetzes zur Strafprozeßordnung bis zum 
Erlaß des neuen Strafgesetzbuchs in Kraft bleibt. Das 
kommende neue Strafgesetzbuch wird den materiellen 
Verbrechensbegriff dahin erläutern, daß eine Hand­
lung dann kein Verbrechen ist, wenn sie zwar dem 
Wortlaut eines Verbrechenstatbestandes entspricht, aber 
wegen ihrer offensichtlichen Geringfügigkeit und man­
gels schädlicher Folgen keinen gesellschaftsgefährden­
den Charakter hat. Wird also demnächst beim Vor­
liegen dieser Voraussetzungen der materielle Ver­
brechensbegriff nicht erfüllt, dann muß folgerichtig das 
eingeleitete Strafverfahren eingestellt werden — und 
zwar schon vom Untersuchungsorgan —, eben weil der 
festgestellte Sachverhalt „kein Verbrechen ist“.

Von der weitgehenden Einstellungsbefugnis des 
Untersuchungsorgans (§ 158 Abs. 1) macht das Gesetz 
im § 158 Abs. 2 eine Ausnahme: die Befugnis gilt nicht 
für solche Verbrechen, für die der Generalstaatsanwalt 
die Einstellung der Staatsanwaltschaft Vorbehalten hat. 
Eine entsprechende Anordnung des Generalstaatsanwalts 
ist bisher noch nicht ergangen. Es kann angenommen 
werden, daß diese Anordnung in einer ganzen Reihe 
von wichtigen Strafsachen die Einstellung der Staats­
anwaltschaft Vorbehalten wird. Die „vorläufige Ein­
stellung“ des Verfahrens kann das Untersuchungsorgan 
nach § 159 dann verfügen, wenn der Täter unbekannt 
ist oder wenn der Beschuldigte abwesend, nach der 
Tat geisteskrank geworden oder sonst schwer erkrankt 
ist. Ein vorläufig eingestelltes Verfahren wird fort­
geführt, wenn die Einstellungsvoraussetzungen weg­
gefallen sind (§ 161). Jede Einstellung — auch die vor­
läufige — muß schriftlich begründet und mit der Be­
gründung dem Anzeigenden mitgeteilt werden (§ 160), 
der selbstverständlich hiergegen die Entscheidung des 
Staatsanwalts anrufen kann. Auch der Beschul­
digte wird von der Einstellung nach § 158 Abs. 3 in 
Kenntnis gesetzt.

Den normalen Abschluß der Tätigkeit des Unter­
suchungsorgans bildet die „Übergabe der Sache an den 
Staatsanwalt“. Der Staatsanwalt erhält die Akten mit 
einem ausführlichen, das Ergebnis der Untersuchung 
zusammenfassenden Schlußbericht (§ 162).

Die Entscheidung des Staatsanwalts (§ 163) kann zu­
nächst dahin gehen, daß die Sache an das Unter­
suchungsorgan zurückgegeben wird, weil noch weitere 
Ermittlungen erforderlich sind (§ 167). Abschließend 
entscheidet der Staatsanwalt durch Einstellung oder
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